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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhebung einer besonderen Ausgleichsabgabe 
auf eingeführten Branntwein 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat die 
Bundesrepublik Deutschland aufgefordert, die noch bestehenden 
Einfuhrbeschränkungen für Trinkbranntwein sowie die Er- 
hebung einer erhöhten Essigsteuer auf eingeführten Essig zu 
beseitigen. Gegen eine Steuervergünstigung für ältere deut- 
sche Essigerzeugungsbetriebe bestehen verfassungsrechtliche 
Bedenken aus Artikel 3 des Grundgesetzes. 


B. Lösung 

Entsprechend einer Empfehlung der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften soll zum Schutze der Erzeuger solcher 
landwirtschaftlicher Rohstoffe, die zu Branntwein verarbeitet 
werden und zum Ausgleich des Preisgefälles zwischen inländi- 
schem und eingeführtem Branntwein auf eingeführte Brannt- 
weine und eingeführte weingeisthaltige Erzeugnisse, die zur 
Herstellung von Trinkbranntwein geeignet sind, eine besondere 
Ausgleichsabgabe (Preisausgleich) erhoben werden, wenn die 
eingeführten Erzeugnisse nicht einem autonomen oder vertrags- 
mäßigen Zollsatz des gemeinsamen Zolltarifs der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft unterliegen. 

Die Steuerverschärfung bei eingeführter Essigsäure und die 
Steuervergünstigung für ältere deutsche Betriebe sollen ent- 
fallen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Summe der Maßnahmen führt zu geringfügigen Mehrein- 
nahmen des Bundes (etwa 2,8 Millionen DM jährlich). 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Oktober 1970 

1/4 (IV/5) — 52316 — Br 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Erhebung einer besonderen Aus- 
gleichsabgabe auf eingeführten Branntwein 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 11. September 1970 
als besonders eilbedürftig zugeleitet worden, weil gegen die 
Bundesrepublik Deutschland wegen der Aufrechterhaltung von 
Einfuhrbeschränkungen, die erst mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgehoben werden können, ein Rechtsstreit wegen 
Verletzung der Verpflichtungen aus Artikel 37 des EWG-Ver- 
trages (Umformung der Handelsmonopole) anhängig gemacht 
worden ist. Da ein Erfolg der Klage nicht ausgeschlossen ist, 
ist eine beschleunigte Verabschiedung des Gesetzentwurfes 
erforderlich, um sicherzustellen, daß die vorgesehene Ab- 
schöpfungsregelung in Kraft ist, bevor die bestehenden Einfuhr- 
beschränkungen außer Kraft gesetzt werden. Andernfalls wären 
erhebliche Schäden für die deutsche Branntweinwirtschaft durch 
Billigimporte zu erwarten. 

Die Stellungnahme des Bundesrates wird unverzüglich nach- 
gereicht werden. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhebung einer besonderen Ausgleichsabgabe 
auf eingeführten Branntwein 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

(1) Zum Schutze der Erzeuger solcher landwirt- 
schaftlicher Rohstoffe, die zu Branntwein verarbeitet 
werden, und zum Ausgleich des Preisgefälles zwi- 
schen inländischem und eingeführtem Branntwein 
wird auf eingeführte Branntweine und eingeführte 
weingeisthaltige Erzeugnisse, die zur Herstellung 
von Trinkbranntwein geeignet sind, eine besondere 
Ausgleichsabgabe (Preisausgleich) erhoben, wenn 
die Branntweine oder die weingeisthaltigen Erzeug- 
nisse nicht einem autonomen oder vertragsmäßigen 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft unterliegen. 

(2) Der Preisausgleich ist eine Verbrauchsteuer 
im Sinne der Reichsabgabenordnung. 

(3) Vom Preisausgleich sind ausgenommen 

1. Branntweine, für die der Monopolausgleich nach 
§ 152 Abs. 2 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol bemessen wird, 

2. Branntweine, die aus den Währungsgebieten der 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
bezogen werden, 

3. Branntweine, deren Weingeist ausschließlich aus 
den in § 27 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol bezeichneten Stoffen stammt, 

4. Rum, Taffia und Arrak, deren Weingeist aus- 
schließlich nach einem in den Herstellungsländern 
anerkannten Verfahren gewonnen ist. 

Die in den Nummern 3 und 4 genannten Brannt- 
weine werden jedoch nur dann vom Preisausgleich 
freigestellt, wenn sie die typischen Geruchs- und 
Geschmacksmerkmale und Begleitstoffe aus der 
alkoholischen Gärung ausreichend besitzen und sich 
im Geruch und Geschmack von neutralem Brannt- 
wein deutlich unterscheiden. Branntwein aus Wein 
dürfen Zucker, zuckerhaltige Stoffe und Zucker- 
couleur nur bis zu der für inländischen Branntwein 
aus Wein geltenden Höchstmenge, Rum, Taffia und 
Arrak darf nur Zuckercouleur zugesetzt sein; die 
übrigen Branntweine dürfen solche Zusätze nicht 
enthalten. Außerdem dürfen bei der Gewinnung, Be- 
arbeitung oder Ausfuhr Prämien, Subventionen oder 
sonstige Vergünstigungen weder unmittelbar noch 
mittelbar gewährt worden sein. 

(4) § 154 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol, ausgenommen Absatz 1 Satz 4, gilt für den 
Preisausgleich entsprechend. 


(5) Der Preisausgleich für ein Hektoliter Wein- 
geist besteht 

1. bei Kornbranntwein und Erzeugnissen, deren 
Weingeist ausschließlich aus Kornbranntwein 
stammt, in dem Unterschied zwischen dem Preis, 
zu dem die in § 82 Abs. 2 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol bezeichnete Vereinigung 
Kornbranntwein versteuert verkauft, und dem 
niedrigsten Preis, zu dem Kornbranntwein in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft erworben werden kann; 

2. bei den in Absatz 3 Nr. 3 genannten Brannt- 
weinen, bei deren Gewinnung, Bearbeitung oder 
Ausfuhr Prämien, Subventionen oder sonstige 
Vergünstigungen gewährt worden sind, in dem 
Unterschied zwischen dem regelmäßigen Ver- 
kaufpreis und dem niedrigsten Preis, zu dem 
Branntwein der eingeführten Art in einem ande- 
ren Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft erworben werden kann; 

3. bei sonstigen Branntweinen und weingeisthalti- 
gen Erzeugnissen in dem Unterschied zwischen 
dem regelmäßigen Verkaufpreis und dem nied- 
rigsten Preis, zu dem Branntwein zur Herstellung 
von Trinkbranntwein in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
erworben werden kann. 

Dem niedrigsten Preis wird der regelmäßige Mono- 
polausgleich hinzugerechnet. Ist der Branntweinpreis 
des Ausfuhrlandes allgemein höher als der niedrig- 
ste Preis, so wird der allgemein im Ausfuhrland zu 
zahlende höhere Preis der Berechnung des Preisaus- 
gleichs zugrunde gelegt, wenn der Zollbeteiligte 
durch eine Bescheinigung der für die Besteuerung 
von Branntwein zuständigen Behörde des Ausfuhr- 
landes nachweist, daß der Weingeist überwiegend 
im Ausfuhrland gewonnen worden ist. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die charakterisierenden Begleitstoffe, insbeson- 
dere die Menge an Methanol, Propanol, Isobuta- 
nol, Amylalkohol, Äthylazetat und Estern der 
höheren Alkohole zu bestimmen, welche die in 
Absatz 3 Nr. 3 und 4 bezeichneten Branntweine 
enthalten müssen, 

2. den Preisausgleich für die einzelnen Erzeugnisse 
festzusetzen und die Festsetzung nur dann zu 
ändern, wenn sich ein um mindestens zehn Deut- 
sche Mark höherer oder niedrigerer Betrag er- 
gibt. 

Artikel 2 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
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geändert durch das Gesetz zur Änderung von Kosten- 
ermächtigungen, sozialversicherungsrechtlichen und 
anderen Vorschriften vom 23. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 805), wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 91 a wird folgender § 91 b eingefügt: 

»§ 91 b 

Wer die Versendung von Branntwein unter 
amtlicher Überwachung beantragt hat, haftet, 
wenn der Branntwein nicht ordnungsmäßig wie- 
dergestellt wird, für die darauf ruhenden Ab- 
gaben." 

2. § 161 und § 165 Abs. 3 werden gestrichen. 


Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines zu Artikel 1 

Die Kommission der EG hat in einer Empfehlung 
vom 22. Dezember 1969 (Amtsblatt der EG G 1203 B 
Nr. L 31/20 vom 9. Februar 1970) die Bundesrepublik 
Deutschland u. a. aufgefordert, die noch bestehenden 
Beschränkungen bei der Einfuhr von Trinkbrannt- 
wein zu beseitigen. Gleichzeitig hat sie aber aner- 
kannt, daß das deutsche Branntweinmonopol als na- 
tionale Marktordnung die Erzeugung von (neutra- 
lem) Branntwein aus landwirtschaftlichen Rohstoffen 
regelt, die Verwendung dieses Branntweins sichert 
und so die Beschäftigung und Lebenshaltung der 
Erzeuger solcher landwirtschaftlicher Rohstoffe, die 
zu Branntwein verarbeitet werden, gewährleistet. 
Sie hat weiter anerkannt, daß diese Garantie bei 
einer uneingeschränkten Öffnung des deutschen 
Marktes für die Erzeugnisse der übrigen Mitglied- 
staaten vor Inkrafttreten einer gemeinschaftlichen 
Marktregelung nicht mehr gegeben wäre. Die Kom- 
mission der EG hat deshalb gemäß Artikel 37 des 
EWG-Vertrages u. a. auch empfohlen, bei der Ein- 
fuhr von „alkoholischen Getränken" (Trinkbrannt- 
weine, die üblicherweise neutralen Branntwein ent- 
halten) aus anderen Mitgliedstaaten eine Ausgleichs- 
abgabe zu erheben. Die Ausgleichsabgabe soll in 
dem Preisunterschied bestehen zwischen dem reinen 
Warenpreis für Branntwein, den die Bundesmonopol- 
verwaltung zur Herstellung von Trinkbranntwein 
(z. Z. 263 DM/hl W) abgibt, und dem niedrigsten 
Preis, zu dem neutraler Branntwein im Ausfuhrland 
— ggf. im Wege der Einfuhr — bezogen werden 
kann. 

Die Empfehlung läßt außer acht, daß mindestens in 
einem Mitgliedstaat zur Förderung der Ausfuhr von 
Branntweinen aus Wein, Obst, sowie Rückständen 
aus der Bereitung von Wein und der Verwertung 
von Obst Prämien, Subventionen und sonstige Ver- 
günstigungen gewährt werden. Hierdurch kann der 
Branntweinverkaufpreis der Bundesmonopolverwal- 
tung erheblich unterlaufen und damit die Ver- 
arbeitung inländischer landwirtschaftlicher Rohstoffe 
zu Branntwein jeder Art, also auch zu neutralem 
Branntwein, gefährdet werden. 

Der Gesetzentwurf entspricht der Empfehlung. Er 
geht insoweit darüber hinaus, als er aus den ge- 
nannten Gründen gemäß Artikel 37 Abs. 4 des EWG- 
Vertrages den Absatz von Monopolsprit aus inlän- 
dischen landwirtschaftlichen Rohstoffen auch gegen- 
über eingeführten exportbegünstigten Branntweinen 
aus Wein und Obst sichert. 

B. Im einzelnen 

Artikel 1 

Absatz 1 unterwirft zunächst alle Branntweine (un- 
verarbeiteten Branntwein und Trinkbranntwein) und 
alle weingeisthaltigen Erzeugnisse, die zur Herstel- 


lung von Trinkbranntwein geeignet sind, der Aus- 
gleichsabgabe, wenn die Erzeugnisse nicht einem 
autonomen oder vertragsmäßigen Zollsatz der GZT 
der EG unterliegen. Da die Bundesmonopolverwal- 
tung die Einfuhrbeschränkungen für Branntweine 
aus Mitgliedstaaten nur bei Trinkbranntweinen auf- 
heben wird, wird die Ausgleichsabgabe auf andere 
Branntweine jedoch nur in Ausnahmefällen erhoben 
werden, z. B. auf widerrechtlich eingeführte neutrale 
Branntweine oder auf Weindestillat, das mit beson- 
derer Genehmigung der Bundesmonopolverwaltung 
in das Saarland verbracht wird. 

Die Ausgleichsabgabe trifft auch Trinkbranntweine, 
die, wie Likör, bisher schon kraft Gesetzes oder auf 
Grund einer allgemeinen Genehmigung der Bundes- 
monopolverwaltung unbeschränkt eingeführt wer- 
den können. 

Auch aus Drittländern eingeführte Erzeugnisse, die 
nicht der Einfuhrbeschränkung unterliegen (z. B. 
Likör), werden mit der Ausgleichsabgabe belastet, 
sofern für sie abweichend vom GZT der EG ein be- 
sonderer Zollsatz gilt oder Zollfreiheit besteht. 

Absatz 3 

1. Der Monopolausgleich nach § 152 Abs. 2 Branntw- 
MonG wird auf inländische Erzeugnisse erhoben, 
die nach Inanspruchnahme von Vergünstigungen 
bei der Ausfuhr wieder eingeführt werden. Der 
Monopolausgleich entspricht hier grundsätzlich 
der gewährten Ausfuhrvergünstigung und ist 
derzeit um 150 DM/hl W höher als der regel- 
mäßige Monopolausgleich. Eine besondere Aus- 
gleichsabgabe ist deshalb nicht erforderlich. 

2. Wegen der mengenmäßigen Beschränkung der 
Bezüge aus den Währungsgebieten der Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik wird auf die 
Ausgleichsabgabe verzichtet. 

3. u. 4. Die Einfuhr von Weinbrand, Rum, Taffia 
und Arrak berührt nicht die Interessen der deut- 
schen Landwirtschaft, weil Weinbrand auch im 
Inland fast ausschließlich aus eingeführten Wei- 
nen, und Rum, Taffia und Arrak ausschließlich im 
Ausland hergestellt werden. Diese Erzeugnisse 
müssen deshalb grundsätzlich vom Preisausgleich 
ausgenommen werden. Das gleiche gilt für 
Branntweine aus Obst, weil die Verwertung in- 
ländischer Obstüberschüsse über die Brennerei 
weiterhin sichergestellt oder im Rahmen der 
Marktordnung für Obst und Gemüse ausreichend 
möglich ist. Die Befreiung von der Ausgleichs- 
abgabe ist jedoch nur dann gerechtfertigt, wenn 
die Branntweine nicht in einer Beschaffenheit 
zur Einfuhr gelangen, die ihre Verwendung an- 
stelle von Monopolsprit ermöglicht oder wenn im 
Ausland gewährte Vergünstigungen einen zu 
Lasten des Monopolspritabsatzes gehenden und 
damit die inländischen Rohstofferzeuger schädi- 
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qenden Wettbewerbsvorsprung schaffen. Die 
Sätze 2 und 3 sollen in Verbindung mit Abs. 6 
Nr. 1 sicherstellen, daß die vom Preisausgleich 
ausgenommenen Branntweine die im Verkehr 
üblichen Beschaffenheitsmerkmale aufweisen. 

Absatz 4 bestimmt, daß für die Ausgleichsabgabe 
dieselben Vorschriften gelten wie für die Monopol- 
ausgleichspitze. 

Absatz 5 regelt die Bemessung des Preisausgleichs. 
Er stellt dabei aus Gründen der Praktikabilität und 
der Gleichbehandlung der Einfuhren nicht auf den im 
Einzelfall im Ausland gezahlten Branntweinpreis, 
sondern auf den ermittelten niedrigsten Preis ab, 
der höher oder niedriger sein kann als der gezahlte 
Preis. Er läßt jedoch statt dessen bei entsprechendem 
Nachweis die Berücksichtigung des im Ausfuhrland 
allgemein geltenden Branntweinpreises zu. 

Absatz 6 

1. Siehe die Begründung zu Absatz 3 Nr. 3 und 4 
(letzter Satz). 

2. Die Ermächtigung sichert die gleichmäßige Erhe- 
bung des Preisausgleichs und verhindert Neu- 
festsetzungen bei geringfügigen Schwankungen 
der Bemessungsgrundlagen. 

Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift schafft eine klare Regelung der Haf- 
tung des Begleitscheinnehmers für Branntweinabga- 


ben. Diese Regelung erscheint zweckmäßig, nachdem 
die Rechtsgültigkeit des § 14 Abs. 2 der Branntwein- 
verwertungsordnung insoweit angezweifelt worden 
ist. 

Zu Nummer 2 

Die Streichung trägt der Auffassung der Kommission 
der EG in ihrem Schreiben vom 15. Juni 1970 an die 
Bundesregierung Rechnung, wonach § 161 und § 165 
Abs. 3 gegen Artikel 95 EWG-Vertrag verstoßen. Es 
bestehen auch verfassungsrechtliche Bedenken (Ar- 
tikel 3 GG) gegen diese Bestimmungen. Sie sehen 
für eingeführte Essigsäure stets den doppelten 
Steuersatz vor, während für Essigsäure aus inlän- 
dischen Betrieben, die in der Zeit vom 1. Oktober 
1934 bis 30. September 1939 bereits produziert ha- 
ben, der einfache Steuersatz gilt. Außerdem ist im 
Inland erzeugte Essigsäure, soweit sie nicht zu Ge- 
nußzwecken verwendet wird, von der Steuer befreit, 
sofern sie aus Betrieben stammt, die in der Zeit vom 
1. Oktober 1934 bis 30. September 1939 Essigsäure 
aus bestimmten Stoffen hergestellt haben. 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten. Mit dem In- 
krafttreten wird die Bundesmonopolverwaltung die 
noch bestehenden mengenmäßigen Beschränkungen 
der Einfuhr von Trinkbranntwein aus Mitgliedstaa- 
ten aufheben. 
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